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Zusammenfassung

Die jemenitische Wirtschaft steuert auf ihr fünftes aufein-
anderfolgendes Jahr der Schrumpfung zu. Zugleich kann 
die Regierung im vergangenen Jahr die bislang deutlichsten 
Reformfortschritte seit Beginn des Konflikts vorweisen. Seit 
August 2025 ist der jemenitische Rial in den von der Regie-
rung kontrollierten Gebieten weitgehend stabil geblieben. 
Dazu beigetragen haben Maßnahmen der Zentralbank des 
Jemen (Central Bank of Yemen, CBY) sowie finanzielle 
Unterstützung durch Saudi-Arabien. Die Regierung hat den 
für die Zollberechnung maßgeblichen Wechselkurs auf das 
Marktniveau angehoben, die Gouvernorate angewiesen, 
zentrale Staatseinnahmen auf das allgemeine Staatskonto 
zu überweisen, und die Importfinanzierung über lizenzierte 
Banken kanalisiert. Darüber hinaus hat sie neue nationale 
Zahlungsinstitutionen geschaffen, eine Politik für öffent-
lich-private Partnerschaften beschlossen und befindet sich 
im Prozess der Verabschiedung der ersten jemenitischen 
Exportstrategie für die Landwirtschafts- und Fischereisekto-
ren. Die Wiederaufnahme der Zusammenarbeit mit dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF) nach einer elfjährigen 
Unterbrechung hat zudem zu einem 18-monatigen Staff-
Monitored Program geführt, das einen Rahmen für die Mes-
sung der Reformfortschritte schafft.

Diese Reformen schreiten schneller voran als die zu ihrer 
nachhaltigen Umsetzung erforderliche Finanzierung. Die 
Ölexporte bleiben ausgesetzt, die Einnahmenerhebung ist 
weiterhin fragmentiert, und Stromsubventionen verschlin-
gen rund ein Fünftel der öffentlichen Ausgaben. Die Strom-
krise verkörpert dabei zwei der größten Herausforderungen 
der Regierung: Sie ist einerseits ein Versagen staatlicher 
Dienstleistungen, das die Bevölkerung tagtäglich zu spüren 

bekommt, und andererseits eine fiskalische Belastung, die 
der Staatshaushalt nicht tragen kann. Gleichzeitig ist die 
humanitäre Finanzierung für den Jemen von 3,6 Milliarden 
US-Dollar im Jahr 2019 auf 0,7 Milliarden US-Dollar im Jahr 
2025 zurückgegangen. Bis zur Jahresmitte war lediglich 
rund ein Fünftel des Finanzierungsbedarfs für 2026 gedeckt. 
Dadurch wird den Haushalten genau in dem Moment die 
Unterstützung entzogen, in dem sie von fiskalischen Anpas-
sungsmaßnahmen betroffen sind und eine erneute Eskala-
tion der Kampfhandlungen ihre Notlage weiter verschärft.

Was den gegenwärtigen Moment von früheren Phasen 
unterscheidet, ist die Tatsache, dass die Reformen trotz 
erneuter nationaler und regionaler Eskalationen zwischen 
Januar und August 2026 vorangetrieben wurden. Seit dem 
9. August jedoch, als die Huthis eine Offensive gegen 
al-Mokha begannen, ist der jemenitische Konflikt in eine 
deutlich ernstere Phase eingetreten. Am 4. Oktober kündig-
te der Vorsitzende des Präsidialrats der Regierung (Presi-
dential Leadership Council, PLC) eine umfassende Militär-
operation an, um die verlorenen Gebiete zurückzuerobern 
und die staatliche Autorität im gesamten Land wiederher-
zustellen. Die Regierung steht nun vor der Herausforderung, 
einen Krieg zu führen und gleichzeitig staatliche Institutio-
nen aufzubauen. Für europäische und andere internationale 
Partner stellt sich daher nicht die Frage, ob die jemeniti-
schen Institutionen zu Reformen fähig sind, sondern ob 
externe Unterstützung eintrifft, solange diese Fähigkeit 
noch besteht. Dieses Papier skizziert sieben Bereiche, in 
denen europäisches Engagement bereits laufende Reformen 
stärken würde – in einer Phase, in der sich die Kosten unter-
lassener Unterstützung stetig erhöhen.
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Einleitung

Dieses Papier untersucht die wirtschaftliche Lage des 
Jemen in den von der Regierung kontrollierten Gebieten 
und zeigt auf, in welchen Bereichen europäische und ande-
re internationale Partner den wirksamsten Beitrag leisten 
können. Es erscheint zu einem Zeitpunkt, an dem die im 
August 2026 wieder aufgeflammten Kämpfe zur prägenden 
Realität der jemenitischen Politik geworden sind und die 
Fähigkeit der Regierung zu regieren gegen ihre Fähigkeit, 
Krieg zu führen, auf die Probe gestellt wird. Es argumen-
tiert, dass die Reformbilanz der Regierung im vergangenen 
Jahr ein enges, aber reales Zeitfenster für wirtschaftliche 
Erholung geöffnet hat und dass die größte Gefahr für die-
ses Zeitfenster nicht in einem Mangel an Reformen liegt, 
sondern in einer unzureichenden Finanzierung, die notwen-
dig wäre, um Reformen dauerhaft tragfähig zu machen.

Das Papier analysiert die wirtschaftlichen und fiskalischen 
Entwicklungen in der ersten Hälfte des Jahres 2026, die 
Reformmaßnahmen der Regierung und erste Ergebnisse, 
die ihre Umsetzung gefährdenden Faktoren sowie die dar-
aus resultierenden Implikationen für internationales Enga-
gement. Abschließend formuliert es Empfehlungen, die 
darauf abzielen, von der Regierung geführte Reformen zu 
stärken, anstatt an ihre Stelle zu treten.
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1. Die wirtschaftliche Lage

1.1 Eine Wirtschaft unter anhaltendem Druck

Der mehr als ein Jahrzehnt andauernde Konflikt hat die 
jemenitische Wirtschaft tiefgreifend geschwächt. Er hat das 
Land faktisch in zwei getrennte Wirtschaftssysteme in den 
von der Regierung beziehungsweise den Huthis kontrollier-
ten Gebieten aufgespalten, zwei Wechselkursregime hervor-
gebracht sowie staatliche Institutionen und die Erhebung 
öffentlicher Einnahmen fragmentiert. Nach den Angriffen 
der Huthis auf Ölexportanlagen in den Gouvernoraten 
Hadhramaut und Schabwa im Oktober 2022 sind die Rohöl-
exporte seit Januar 2023 ausgesetzt (IWF 2026a, S. 6).

Ein weiterer Schock traf die jemenitische Wirtschaft in der 
zweiten Hälfte des Jahres 2026. Am 9. August starteten 
Huthi-Kräfte eine Offensive zur Einnahme von Gebieten im 
Raum Bab al-Mandab, durch das ein erheblicher Anteil der 

weltweiten Öltransporte verläuft (Al-Qadhi 21.09.2026; Al 
Jazeera 04.10.2026). Die vom Vorsitzenden des Präsidialrats 
am 4. Oktober angekündigte Kampagne zur Rückeroberung 
dieses Gebiets läuft inzwischen parallel zu Kämpfen an 
mehreren anderen Fronten (Al Jazeera 04.10.2026). Die wirt-
schaftlichen Folgen zeichnen sich bislang erst ab, treffen 
jedoch auf eine Wirtschaft, die kaum noch in der Lage ist, 
weitere Belastungen aufzufangen. Die kumulativen Auswir-
kungen sind erheblich. Das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
schrumpfte zwischen 2014 und 2025 um rund 27 Prozent, 
das Pro-Kopf-BIP sank von etwa 1.046 US-Dollar auf 420 
US-Dollar, und die Staatseinnahmen ohne Zuschüsse gin-
gen von 22,5 Prozent des BIP im Jahr 2014 auf weniger als 
12 Prozent im Jahr 2024 zurück (IWF 2026a, S. 5-6). Im Juli 
2026 prognostizierte der IWF für das Jahr 2026 das fünfte 
aufeinanderfolgende Jahr wirtschaftlicher Schrumpfung mit 
einem Rückgang von 1,5 Prozent (IWF 2026b).

Die Produktionsverluste im Jemen sind zu einer  
strukturellen Belastung für die Stabilisierung geworden

Quelle: Internationaler Währungsfonds (2026a), Staff Report, S. 24; IWF (2026b).

Abb. 1
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Die sozialen Folgen sind entsprechend gravierend: Die 
Jugendarbeitslosigkeit wird auf 32,4 Prozent geschätzt, ver-
glichen mit 25,9 Prozent in der arabischen Region und 13,6 
Prozent weltweit. Zudem belegt der Jemen im Index für 
menschliche Entwicklung (Human Development Index) 
Rang 184 von 193 Staaten (MoPIC und UNICEF 2026, S. 6, 
9). Dies sind die Bedingungen, unter denen die nachfol-
gend beschriebenen Maßnahmen umgesetzt werden.

1.2 Wechselkursstabilität als deutlichster Re-
formgewinn

Vor diesem Hintergrund sticht die Stabilisierung des jeme-
nitischen Rial (YER) in den von der Regierung kontrollier-
ten Gebieten als bedeutendster wirtschaftlicher Erfolg der 
vergangenen zwei Jahre hervor. Der Rial wertete in zwei 
Phasen auf: von rund 2.900 YER auf etwa 1.630 YER je US-
Dollar im August 2025 und anschließend auf etwa 1.560 
YER bis Februar 2026, wo er seither weitgehend stabil 
geblieben ist (CBY 2026b, S. 18).

Dies war kein Zufallsprodukt. Die finanzielle Unterstützung 
Saudi-Arabiens stellte zwar einen unverzichtbaren externen 
Stabilisierungsanker dar, doch beruhte die Verbesserung 
auf einer Reihe gezielter Maßnahmen: der Abwicklung der 
Importfinanzierung über lizenzierte Banken, der Einrich-
tung des National Committee for Import Regulation and 
Financing, der Stärkung der Devisenaufsicht, der Schlie-
ßung von Wechselstuben, die an spekulativen Geschäften 
beteiligt waren, der Beibehaltung einer zurückhaltenden 
Geldpolitik und einer restriktiven Ausgabe neuer Bankno-
ten sowie der Durchführung wettbewerblicher und transpa-
renter Devisenauktionen (IWF 2026a, S. 9-13). Zusammen-
genommen zeigen diese Maßnahmen, dass Wechselkurs-
stabilität im Jemen durch nationale Politikmaßnahmen 
erreichbar ist und nicht allein von externen Finanztransfers 
abhängt.

Die Aufwertung des Rial hat zwar für eine gewisse Entlas-
tung gesorgt, die grundlegenden strukturellen Schwächen 
der Wirtschaft jedoch nicht beseitigt. Das Angebot an 
Devisen hängt weiterhin von Zuschüssen, Rücküberweisun-
gen von Jemenit:innen im Ausland sowie begrenzten 
Exporten ab. Zudem importiert der Jemen schätzungsweise 
90 Prozent seiner Nahrungsmittel, und für 2026 wurde ein 
Leistungsbilanzdefizit von rund 3,4 Prozent des BIP prog-
nostiziert (IWF 2026a, S. 5, 27). Diese Wirtschaftsstruktur 
führt dazu, dass externe Schocks rasch auf die Binnenwirt-
schaft durchschlagen: Steigende Weltmarktpreise für Nah-
rungsmittel oder Treibstoffe sowie höhere Transport- und 
Seeversicherungskosten wirken sich innerhalb weniger 
Wochen auf die lokalen Preise aus.

Die Entwicklungen in der ersten Hälfte des Jahres 2026 
verdeutlichen diese Anfälligkeit. Infolge der regionalen 
Eskalation stiegen die lokalen Preise für Benzin und Diesel 
gegenüber ihrem Niveau vom Februar um 26 beziehungs-
weise 30 Prozent (WFP 2026, S. 1), während sich die Kosten 

des Mindestwarenkorbs zwischen Dezember 2025 und Juli 
2026 um 3,9 Prozent auf 132.861 YER erhöhten (FAO 
07.09.2026). Die kumulierte monatliche Inflation in den von 
der Regierung kontrollierten Gebieten blieb dennoch im 
Verlauf des Jahres 2025 bei rund 20 Prozent (IWF 2026a). 
Die Wechselkursstabilität hat Zeit gewonnen und Vertrau-
en geschaffen; Preisstabilität hat sie bislang nicht gebracht.

1.3 Fiskalische Fragilität bleibt die zentrale 
Herausforderung

Die fiskalische Fragilität stellt die zentrale Herausforderung 
für die jemenitische Regierung dar. Sie ist das Ergebnis 
dreier sich gegenseitig verstärkender Faktoren: des Weg-
falls der Ölexporte, einer fragmentierten Einnahmenerhe-
bung und der hohen laufenden Kosten der Stromversor-
gung. Zusammengenommen haben sie die Fähigkeit des 
Staates geschwächt, Gehälter zu zahlen, öffentliche 
Dienstleistungen aufrechtzuerhalten und in den Wiederauf-
bau zu investieren. Gleichzeitig sind dies die Bereiche, in 
denen externe Unterstützung die größte Hebelwirkung ent-
falten kann.

Der Ausfall der Öleinnahmen hat den Staat-
shaushalt grundlegend verändert

Die Aussetzung der Rohölexporte entzog dem Staatshaus-
halt nahezu die Hälfte seiner Gesamteinnahmen und nahm 
dem Land zugleich seine wichtigste Quelle von Devisenein-
nahmen. Im Jahr 2022 entfielen 58 Prozent der gesamten 
Staatseinnahmen auf den Kohlenwasserstoffsektor. Dies 
entsprach 11,7 Prozent des BIP, während die gesamten 
Staatseinnahmen ohne Zuschüsse 20,1 Prozent des BIP 
betrugen (IWF 2026a, S. 28). Die inländischen Einnahmen 
konnten diese Ausfälle nicht ausgleichen, sodass die saudi-
arabische Budgethilfe für die Finanzierung prioritärer 
Staatsausgaben unverzichtbar wurde. Zugleich hat dieser 
Schock aber den Reformen zur Stärkung der Nicht-Ölein-
nahmen neue Dringlichkeit verliehen. Ein Großteil der in 
Abschnitt 2 dargestellten Regierungsagenda ist eine unmit-
telbare Reaktion auf diese Herausforderung.

Die Einbehaltung von Einnahmen durch die Gouver-
norate schwächt die konsolidierte Haushaltsführung

Ein erheblicher Teil der öffentlichen Einnahmen, die in den 
von der jemenitischen Regierung kontrollierten Gebieten 
erhoben werden, fließt nicht verlässlich auf das allgemeine 
Konto der Regierung bei der CBY. Öl- und gasproduzieren-
de Gouvernorate, insbesondere Marib und Hadhramaut, 
behalten Teile der lokal generierten Einnahmen sowie der 
Einnahmen aus souveränen Ressourcen ein. Daneben 
behalten auch andere Gouvernorate und öffentliche Ein-
richtungen Steuern, Zolleinnahmen und Gebühren ein. Die-
se Regelungen entstanden vor dem Hintergrund des Kon-
flikts, schwacher Transferleistungen der Zentralregierung 
und ungelöster Streitigkeiten über die Verteilung staatli-
cher Einnahmen. Die ölproduzierenden Gouvernorate 

7Wege aus der Wirtschaftskrise im Jemen. Prioritäten für Stabilisierung, Erholung und internationales Engagement



erreichten den Erlass eines Präsidialdekrets, das ihnen 
20 Prozent der Ölexporteinnahmen für Entwicklungsfonds 
auf Gouvernoratsebene zuweist, während andere Gouver-
norate einen vergleichbaren Anteil an den Zolleinnahmen 
erhielten. Diese Entscheidungen wurden ohne Grundlage 
im Gesetz oder in der Verfassung getroffen und enthalten 
keine klar definierten Regeln für die Verwendung der Mittel 
(Al-Lakmah und Al-Akhali 2024, S. 4, 9). Im Mai 2026 for-
derte der Gouverneur von Hadhramaut, Salem Ahmed 
al-Khanbashi, dass ölproduzierende Gouvernorate mindes-
tens 20 Prozent der Einnahmen aus souveränen Ressourcen 

erhalten sollten (Akhbar Al-Youm 18.05.2026). Dies verdeut-
licht, wie ungeklärt der institutionelle Rahmen für die Ver-
teilung dieser Einnahmen weiterhin ist.

Die praktische Folge ist, dass das Finanzministerium kei-
nen vollständigen Überblick über die verfügbaren Ressour-
cen hat, was die konsolidierte Haushaltsplanung schwächt 
und die zur Erfüllung nationaler Verpflichtungen verfügba-
ren Mittel verringert. PLC-Resolution Nr. 11 von 2025 griff 
dieses Problem unmittelbar auf und schuf erstmals eine 
formale Grundlage für eine Rezentralisierung.

Zusammensetzung der staatlichen Einnahmen und Ausgaben, 2021–2025
Abb. 2

Nichtölbezogene Einnahmen zur Vermeidung von Doppelzählungen abgezogen 

Quelle: CBY (2026a), S. 51.
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Stromversorgung: Wo fiskalische Schwäche zum ge-
sellschaftlichen Risiko wird

Kein Sektor verdeutlicht den Zusammenhang zwischen fis-
kalischen Zwängen und der Legitimität der Regierung so 
unmittelbar wie die Stromversorgung. Obwohl 76 Prozent 
der Jemenit:innen Zugang zu irgendeiner Form der Strom-
versorgung haben, können sich nur etwa 12 Prozent auf 
den öffentlichen Stromversorger verlassen, und in Aden lag 
die öffentliche Stromversorgung im Durchschnitt bei ledig-
lich zwei bis sechs Stunden pro Tag (World Bank 
26.03.2025; IWF 2026a, S. 19).

Die fiskalische Dimension ist ebenso gravierend: Stromsub-
ventionen machten 2024 rund 21 Prozent der gesamten 
Staatsausgaben aus und beliefen sich auf 810 Millionen 
US-Dollar. Dies spiegelt die Abhängigkeit von kostspieligen 
importierten Flüssigbrennstoffen, eine schwache Gebühren-
einziehung sowie Tarife wider, die deutlich unter den tat-
sächlichen Kosten liegen (IWF 2026a, S. 19; IEA o. J.). Zwar 
hat die Regierung bereits Maßnahmen ergriffen und kos-
tenintensive sowie ineffizient ausgestaltete dieselbasierte 
Stromabnahmeverträge beendet, ein Schritt, den der IWF 
als notwendige Korrektur begrüßte (IWF 2026a, S. 18–19). 
Proteste in Aden und Hadhramaut im Juni 2026 (The New 
Arab 10.06.2026; The Star News 10.06.2026) verdeutlichen 
jedoch die politische Sensibilität des Sektors und die Not-
wendigkeit der spürbaren Verbesserung der Stromversor-
gung für die Bürger:innen durch entsprechende Reform-
maßnahmen.

Saudi-arabische Budgethilfe hat zentrale Staatsaus-
gaben abgesichert

Auf der Ausgabenseite entfallen neben den Stromsubven-
tionen der Großteil der verbleibenden Haushaltsausgaben 
auf Gehälter, Löhne und Zinszahlungen, während die Inves-
titionsausgaben sowohl 2024 als auch 2025 weniger als 0,5 
Prozent der gesamten Ausgaben ausmachten (CBY 2026a, 
S. 51). Das Haushaltsdefizit erreichte 2025 rund 3,8 Prozent 
des BIP, und bis Juni 2026 hatten die Gehaltsrückstände 
Berichten zufolge zwei bis vier Monate erreicht.

Die saudi-arabische Unterstützung hat es der Regierung 
ermöglicht, in diesem Zeitraum ihre grundlegenden Ver-
pflichtungen zu erfüllen. Nach der Aussetzung der Exporte 
stellte Saudi-Arabien für die Jahre 2023 bis 2024 Budgethil-
fen in Höhe von 1,2 Milliarden US-Dollar sowie weitere 182 
Millionen US-Dollar im Jahr 2025 bereit. Im Jahr 2024 ver-
ringerte dies das Defizit von geschätzten 10,5 Prozent des 
BIP vor Zuschüssen auf 1,9 Prozent nach Zuschüssen; 2025 
reduzierten Zuschüsse das Defizit um etwa zwei Prozent-
punkte auf 3,8 Prozent des BIP (IWF 2026a, S. 27–28). Die-
se Unterstützung war von entscheidender Bedeutung, sie 
beruht jedoch auf einem einzelnen Partner. Die Verringe-
rung dieser Abhängigkeit durch die Mobilisierung inländi-
scher Einnahmen, eine stärkere Zentralisierung der Einnah-
menerfassung und die Wiederaufnahme der Exporte gehört 
daher zu den erklärten Zielen der Regierung.

Entwicklung der öffentlichen Finanzen, 2020–2025 (% des BIP)

Quelle: Internationaler Währungsfonds (2026a), Tabelle 1, 
sowie Staff Supplement, Tabelle 2, S. 8.

Abb. 3
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Die öffentliche Verschuldung schränkt den Handlungsspiel-
raum der Regierung zusätzlich ein. Der IWF bezifferte die 
Schulden der jemenitischen Regierung im Juli 2025 auf etwa 
135 Prozent des BIP und stufte den Jemen als in externer 
und allgemeiner Schuldennotlage befindlich ein. Die exter-
nen Zahlungsrückstände entsprachen 8,3 Prozent des BIP 
und bestanden überwiegend gegenüber Saudi-Arabien, dem 
Arabischen Fonds für wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung sowie der Russischen Föderation, auf die jeweils 2,9, 2,6 
beziehungsweise 1,1 Prozent des BIP entfielen (IWF 2026a, S. 
15). Ende 2024 beliefen sich die öffentlichen und öffentlich 
garantierten Auslandsschulden auf etwa 6,4 Milliarden US-
Dollar beziehungsweise 79 Prozent des BIP (World Bank 
und IWF 2026, S. 2, Texttabelle 1). Dennoch hat die Regie-
rung während des gesamten Konflikts ihre Zahlungsver-
pflichtungen gegenüber der International Development 
Association (IDA) weiter bedient – eine auch unter erhebli-
chem finanziellem Druck aufrechterhaltene Zahlungsdiszip-
lin, die eine glaubwürdige Grundlage für den Dialog mit den 
Gläubigern schafft (IWF 2026a, S. 15, 56–57).

1.4 Der Rückgang externer Unterstützung ver-
schärft den Druck

Die externe humanitäre Hilfe ist im selben Zeitraum, in 
dem die Regierung schwierige Anpassungen bewältigen 
musste, drastisch zurückgegangen und sank von etwa 

3,6 Milliarden US-Dollar im Jahr 2019 auf 0,7 Milliarden 
US-Dollar im Jahr 2025 (OCHA 2026a, S. 6). Bis Mitte 2026 
waren lediglich rund 433 Millionen US-Dollar mobilisiert 
worden, obwohl der Finanzierungsbedarf bei etwa 2,2 Mil-
liarden US-Dollar lag (OCHA 2026b, S. 1).

Die Programme wurden entsprechend zurückgefahren. Das 
Welternährungsprogramm (WFP) reduzierte die geplante 
Reichweite seiner Nahrungsmittelhilfe in den von der jeme-
nitischen Regierung kontrollierten Gebieten von 3,4 Millio-
nen Menschen im Jahr 2025 auf 1,7 Millionen im Jahr 2026 
(WFP 2026, S. 1). Mehr als 22,3 Millionen Menschen im 
Jemen sind auf humanitäre Hilfe oder Schutzmaßnahmen 
angewiesen, und 18,3 Millionen leiden unter akuter Ernäh-
rungsunsicherheit. Zudem wird erwartet, dass die Unter-
stützung in den Bereichen Ernährung, Gesundheit sowie 
Wasser- und Sanitärversorgung mit dem Rückgang der 
Finanzierung weiter abnimmt (UN News 2026). Die Huthi-
Angriffe seit August haben die humanitäre Krise zusätzlich 
verschärft: Mindestens 100.000 Menschen flohen vor der 
September-Offensive, und allein im Gouvernorat Taʿiz wur-
den zwischen dem 10. August und dem 15. September 
65.845 Vertreibungen registriert (Al Jazeera 16.09.2026). 
Die zeitliche Abfolge ist von entscheidender Bedeutung: 
Unterstützung wird Haushalten genau in dem Moment ent-
zogen, in dem fiskalische Reformen beginnen, Auswirkun-
gen auf sie zu entfalten, und die militärische Eskalation ihr 
Leid zusätzlich vergrößert.

Eingegangene humanitäre Finanzierung im Jemen, 2019–2025

Erhaltene Finanzmittel im Rahmen der koordinierten humanitären Reaktionspläne des Jemen, 
in Milliarden US-Dollar 

Quelle: OCHA (2026a), S. 6.

Abb. 4
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2. Reformbemühungen der Regierung

Die Regierung hat eine miteinander verknüpfte Reihe von 
Reformen in den Bereichen Fiskalpolitik, Geldpolitik, Ban-
kensektor, Zahlungsverkehr und Privatsektortwicklung vor-
angetrieben. Die zugrunde liegenden Rahmenwerke sind 
nicht neu: ein vom Arabischen Währungsfonds unterstütz-
tes Programm im Zusammenhang mit einer saudischen 
Einlage bei der Zentralbank des Jemen für den Zeitraum 
2022–2026, der Ende 2024 angekündigte Economic Recove-
ry Plan für 2025–2026 sowie das auf Arbeitsebene im Juli 
2026 vereinbarte Staff-Monitored Program des IWF. Neu ist 
jedoch, dass die zuständigen Stellen begonnen haben, die-
se Rahmenwerke in konkrete Entscheidungen, Institutionen 
und operative Regelungen zu überführen, die von externen 
Partnern unterstützt und verstärkt werden können.

Die Wiederaufnahme der Zusammenarbeit 
mit dem IWF hat den Reformrahmen wieder-
hergestellt

Die Wiederaufnahme der Artikel-IV-Konsultationen mit 
dem IWF nach einer elfjährigen Unterbrechung hat einen 
zentralen Kanal für den wirtschaftspolitischen Dialog wie-
derhergestellt. Auf die Veröffentlichung des Artikel-IV-
Berichts 2025 im April 2026 folgte im Juli eine Einigung auf 
Arbeitsebene über ein 18-monatiges Staff-Monitored Pro-
gram (SMP) für den Zeitraum von Juli 2026 bis Dezember 
2027 (IWF 2026a, S. 1; IWF 2026b). Das Programm ver-
knüpft makroökonomische Stabilität mit Gehaltszahlun-
gen, der Bereitstellung grundlegender Dienstleistungen, 
sozialem Schutz und dem Dialog mit Gläubigern. Da die 
Fortschritte fortlaufend überwacht werden, entsteht durch 
die Umsetzung etwas, das dem Jemen seit mehr als einem 
Jahrzehnt fehlt: ein extern verifizierter Reformnachweis, 
auf dessen Grundlage Geber und Gläubiger ihre Entschei-
dungen treffen können – und der den Partnern bereits jetzt 
zur Verfügung steht, nicht erst nach Abschluss des Pro-
gramms.

Fiskalpolitische Entscheidungen haben be-
gonnen, die Kontrolle über die Staatseinnah-
men zu stärken

Die Anpassung des Zollwechselkurses stand jahrelang auf 
der fiskalpolitischen Reformagenda, ohne umgesetzt zu 
werden. Am 19. Mai 2026 erhöhte das Kabinett den Kurs 
von 750 auf 1.550 Jemen-Rial pro US-Dollar und brachte 
ihn damit auf Marktniveau (Saba 19.05.2026). Diese Maß-

nahme bringt die Bewertung der nicht von Ausnahmen 
erfassten Importe näher an den Marktwert heran und 
beseitigt eine erhebliche implizite Subvention. Gesetzliche 
Ausnahmen für grundlegende Güter wie Mehl, Reis und 
Medikamente wurden jedoch beibehalten. Gleichzeitig wur-
de eine Zulage von 20 Prozent für Beschäftigte des öffent-
lichen Dienstes angekündigt, um die sozialen Folgen abzu-
mildern. Die Bedeutung dieser Entscheidung liegt weniger 
in den zusätzlichen Einnahmen, die sie generiert, als in 
dem, was sie signalisiert: eine Regierung, die bereit ist, eine 
langjährige Verzerrung zu korrigieren und die Haushalte 
zugleich zumindest teilweise für die daraus resultierenden 
höheren Lebenshaltungskosten zu entschädigen.

Parallel dazu wurden Fortschritte bei der Zentralisierung 
der Staatseinnahmen erzielt. PLC-Resolution Nr. 11 von 
2025 verpflichtete ausgewählte Gouvernorate und öffentli-
che Einrichtungen dazu, zentrale Staatseinnahmen auf das 
allgemeine Konto der Regierung bei der CBY zu überwei-
sen. Die Umsetzung dieser Resolution hat inzwischen in 
mehreren Gouvernoraten begonnen. So schloss ein gemein-
sames Komitee des Finanzministeriums und der CBY im 
Juni 2026 seine Feldarbeit in Marib ab und berichtete von 
Fortschritten bei der Bewältigung der seit Langem beste-
henden Herausforderung, staatliche Konten miteinander 
abzugleichen (Saba 22.06.2026; Saba 24.06.2026). Zwar 
muss ein umfassender Rahmen für die Aufteilung der Ein-
nahmen zwischen Zentralregierung und Gouvernoraten 
noch ausgehandelt werden, doch die laufenden Maßnah-
men vor Ort überführen eine politische Grundsatzentschei-
dung in einen operativen Prozess – genau jene Phase der 
Umsetzung, in der Reformen dieser Art in der Vergangen-
heit häufig ins Stocken geraten sind.

Bankenreformen haben die Aufsicht gestärkt 
und die Formalisierung vorangetrieben

Mit dem Dekret des Premierministers Nr. 9 von 2025 wurde 
das Nationale Komitee für die Regulierung und Finanzie-
rung von Importen geschaffen mit dem Auftrag, die Han-
delsfinanzierung durch den formellen Bankensektor zu len-
ken und die Aufsicht über den Devisenmarkt zu stärken 
(Bab News 01.08.2026). In den ersten 100 Tagen genehmig-
te das Komitee die Finanzierung von Importen im Wert von 
mehr als 2,5 Milliarden US-Dollar (CBY 30.12.2025). Der 
Mechanismus war Teil eines umfassenderen Maßnahmen-
pakets, zu dem auch der Entzug von Lizenzen von Geld-
wechslern, die der Währungsmanipulation verdächtigt wur-
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den, sowie Beschränkungen des Fremdwährungstauschs 
gehörten. Diese Maßnahmen begrenzten die Möglichkeiten 
für unregulierte Spekulationen und trugen zu der oben 
beschriebenen Stabilisierung des Wechselkurses bei (IWF 
2025).

Die CBY erließ zudem im Jahr 2024 regulatorische Ent-
scheidungen, die lokale Banken verpflichteten, ihre Haupt-
sitze aus den von den Huthis kontrollierten Gebieten in die 
von der Regierung kontrollierten Gebiete zu verlegen. Die 
Maßnahme wurde als notwendig dargestellt, um den Ban-
kensektor vor Sanktionen und Risiken im Zusammenhang 
mit illegalen Finanzströmen zu schützen. Ihre Umsetzung 
wurde zunächst im Rahmen einer vom Büro des Sonderge-
sandten der Vereinten Nationen für den Jemen vermittel-
ten Deeskalationsvereinbarung im Juli 2024 ausgesetzt 
(OSESGY 2024). Die erneute Einstufung der Huthis durch 
die Vereinigten Staaten als Foreign Terrorist Organization 
(FTO) im Jahr 2025 beschleunigte die Verlagerung der Ban-
ken in die von der Regierung kontrollierten Gebiete. Durch 
diese Verlagerung unterstanden die großen Banken direk-
ter der regulatorischen Aufsicht der in Aden ansässigen 
CBY, wodurch die verbleibenden Korrespondenzbankbezie-
hungen jemenitischer Banken geschützt wurden. Ergänzt 
wurde dies durch eine umfassendere Aufsicht über einla-
genannehmende Finanzinstitute sowie durch Arbeiten an 
der Entwicklung eines risikobasierten Rahmens zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
(AML/CFT). Das Ergebnis ist ein deutlich erweiterter Auf-
sichtsbereich der CBY und eine stärkere institutionelle 
Grundlage für die Einhaltung von AML/CFT-Standards, 
womit auf die hohen Anforderungen reagiert wird, die 
internationale Korrespondenzbanken an Geschäftsbezie-
hungen mit dem Jemen stellen.

Die Modernisierung des Zahlungsverkehrs ist 
von der Konzeption in den landesweiten Be-
trieb übergegangen

Die CBY modernisiert die Finanzinfrastruktur des Jemen 
durch das Financial Market Infrastructure and Inclusion 
Project, das durch einen Zuschuss der Weltbank in Höhe 
von 20 Millionen US-Dollar unterstützt und gemeinsam 
mit dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
umgesetzt wird (World Bank 17.06.2025). Das Projekt führt 
ein Echtzeit-Bruttoabwicklungssystem für hochwertige 
Interbankentransaktionen sowie ein Sofortzahlungssystem 
ein, das Überweisungen zwischen Bankkonten und mobilen 
Geldbörsen innerhalb weniger Sekunden ermöglicht.

Zwei institutionelle Schritte im Jahr 2026 haben den Über-
gang von der Projektkonzeption zu nationaler Eigenverant-
wortung vollzogen. Im August gründeten jemenitische 
Geschäftsbanken, islamische Banken und Mikrofinanzban-
ken gemeinsam mit weiteren beteiligten Finanzinstituten 
unter Führung der CBY die Yemeni Payments and Clearing 
Company. Diese soll die gemeinsame nationale Zahlungs-
infrastruktur betreiben und Clearing-Dienstleistungen zwi-

schen den teilnehmenden Instituten bereitstellen (CBY 
03.08.2026). Die CBY beaufsichtigte zudem die Gründung 
des Unternehmens Unified Network for Money, das Geld-
transfernetzwerke unter einem einheitlichen Rahmen 
zusammenführt und die AML/CFT-Aufsicht stärkt. Damit 
verfügt der von der Regierung kontrollierte Teil des Jemen 
heute über Zahlungsinstitutionen, die vor einem Jahr noch 
nicht existierten und die sich in nationalem Eigentum 
befinden und national betrieben werden.

Reformen im Privatsektor und im Exportbe-
reich haben neue Instrumente geschaffen

Die Regierung verabschiedete im November 2025 eine Leit-
linie für öffentlich-private Partnerschaften (Public-Private 
Partnerships, PPP) und richtete im Mai 2026 eine speziali-
sierte Einheit im Büro des Premierministers ein (Presidency 
of the Council of Ministers 23.11.2025; 18.05.2026). Die Ein-
heit gibt der Regierung einen zentralen Anlaufspunkt für 
die Vorbereitung von Projekten, die Bewertung 
wirtschaftlicher und fiskalischer Risiken, transparente 
Beschaffungsverfahren und die Entwicklung einer 
Projektpipeline. Sie findet bereits unmittelbare Anwendung 
in den Bereichen Fischerei, Telekommunikation, 
Stromversorgung und Transport (Saba 15.04.2026).

Parallel dazu hat die Regierung begonnen, die nicht auf Öl 
basierende Exportwirtschaft des Jemen auszubauen. Im 
März 2026, weniger als einen Monat nach der Bekanntgabe 
der neuen Regierung, setzte das Ministerium für Industrie 
und Handel ein Komitee aus Vertretern des öffentlichen 
und privaten Sektors ein, um die erste Strategie zur Förde-
rung von Agrar- und Fischereiexporten im Jemen auszuar-
beiten (Ministry of Industry and Trade 04.03.2026). Unter-
stützt von der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD) und DeepRoot Solutions 
im Rahmen des EU-finanzierten Programms Promoting 
Economic Resilience in Yemen steht der erste Entwurf kurz 
vor dem Abschluss und kann nach der Billigung durch das 
Kabinett umgesetzt werden. Die Geschwindigkeit dieses 
Schritts, der nur wenige Wochen nach der Bildung der neu-
en Regierung erfolgte, ist bereits ein Signal dafür, wo die 
Prioritäten der Regierung liegen.

Die Reformen wurden trotz erheblicher Belas-
tungen fortgesetzt

Das Bemerkenswerteste an dieser Reformbilanz ist der 
Zeitpunkt, zu dem sie erzielt wurde. Die Anpassung des 
Zollwechselkurses und die Einrichtung der PPP-Einheit 
wurden im Mai 2026 beschlossen, die Arbeiten zur Zentrali-
sierung der Staatseinnahmen in Marib wurden im Juni 
abgeschlossen, die Einigung auf Arbeitsebene über das 
SMP wurde im Juli erzielt, und die Yemeni Payments and 
Clearing Company wurde im August gegründet – all dies 
vor dem Hintergrund erneuter nationaler und regionaler 
Eskalationen (Al-Amrani and Pickhardt 2026). Die Refor-

12 Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.



men wurden fortgesetzt, während die Regierung gleichzei-
tig eine akute Sicherheitskrise bewältigen musste.

Keine dieser Maßnahmen ist für sich genommen transfor-
mativ. In ihrer Gesamtheit betrachtet signalisieren sie 
jedoch eine Dynamik institutioneller Reformen im Jemen, 
die nicht von günstigen Rahmenbedingungen abhängt. 
Gerade deshalb ist es sinnvoll, sie jetzt und nicht erst spä-
ter zu unterstützen. Im vergangenen Jahrzehnt hat es im 
Jemen keinen ruhigen Moment gegeben, und eine Politik 
des Wartens auf einen solchen Moment ist letztlich eine 
Politik des auf unbestimmte Zeit vertagten Engagements.
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3. Hemmnisse für Reformen 

Die von der Regierung erzielten Fortschritte sind real, tra-
gen sich jedoch nicht von selbst. Die nachfolgend darge-
stellten Hemmnisse sind keine Argumente gegen weiteres 
Engagement. Vielmehr markieren sie jeweils einen Punkt, 
an dem externe Unterstützung dazu beitragen kann, darü-
ber zu entscheiden, ob sich eine Reform verfestigt oder ins 
Stocken gerät.

Herausforderung 1: Fiskalische Zentralisie-
rung und Anpassungsmaßnahmen stoßen auf 
politische und soziale Grenzen

Die Zentralisierung von Staatseinnahmen ist politisch sen-
sibel, da die Gouvernorate und öffentlichen Einrichtungen 
auf die von ihnen einbehaltenen Einnahmen angewiesen 
sind, um lokale Gehälter und Dienstleistungen zu finanzie-
ren, und da die bestehenden 20-Prozent-Regelungen auf 
Dekreten und nicht auf gesetzlichen Grundlagen beruhen. 
Jede Übertragung von Einnahmen an die Zentralregierung 
wird daher vor Ort eher als Entzug von Ressourcen denn 
als technische Konsolidierungsmaßnahme wahrgenom-
men. Zugleich berührt sie die weiterhin ungelöste Frage der 
Verteilung von Kompetenzen zwischen der Zentralregie-
rung und den Gouvernoraten (Al-Lakmah and Al-Akhali 
2024, S. 13–14).

Die fiskalische Anpassung stößt zugleich auf soziale Gren-
zen: Änderungen des Zollwechselkurses, eine konsequente-
re Einziehung von Stromgebühren, Tarifreformen und der 
Abbau von Ausnahmeregelungen verbessern zwar die 
öffentlichen Finanzen, erhöhen jedoch die Kosten für die 
Haushalte. Angesichts weitverbreiteter Ernährungsunsi-
cherheit und unregelmäßiger Gehaltszahlungen bergen 
schlecht abgestimmte oder unzureichend erläuterte Maß-
nahmen das Risiko von Widerstand und Umgehungsverhal-
ten. Hier kann externe Unterstützung politische Risiken 
besonders unmittelbar abfedern: Zielgerichtete Schutz-
maßnahmen, ein gesicherter Zugang zu grundlegenden 
Leistungen und sichtbare Verbesserungen der öffentlichen 
Dienstleistungen machen die Anpassung für die Bevölke-
rung tragbar, und ihre Finanzierung ist erheblich kosten-
günstiger als die Bewältigung der Folgen eines Scheiterns 
der Anpassung.

Herausforderung 2: Die Formalisierung des Fi-
nanzsektors bleibt von externer Unterstüt-
zung abhängig

Die Verlagerung der Bankhauptsitze und die Formalisie-
rung der Importfinanzierung haben den Aufsichtsbereich 
der CBY erweitert, doch Beschränkungen bei Korrespon-
denzbankbeziehungen, die mit der FTO-Einstufung der 
Huthis verbundenen Sanktionsauswirkungen auf den 
gesamten Jemen, begrenzte Compliance-Kapazitäten und 
die anhaltende wirtschaftliche Fragmentierung schränken 
die formellen Finanzkanäle weiterhin ein. Die Budgethilfe 
stützt die Währungsreserven der CBY, ist jedoch weder 
garantiert noch vorhersehbar und ist auf einen Partner 
konzentriert. Eine plötzliche Unterbrechung dieser Unter-
stützung könnte die Devisenposition der CBY schwächen, 
den Wechselkurs unter Druck setzen und die Bankenrefor-
men ins Stocken bringen, bevor ihre positiven Wirkungen 
dauerhaft verankert sind.

Diese Asymmetrie sollte klar benannt werden. Jemeniti-
sche Banken haben ihre Hauptsitze verlegt, der Aufsichts-
bereich der CBY wurde ausgeweitet, und die Compliance-
Rahmenwerke werden neu aufgebaut – Schritte, die mit 
erheblichen politischen und wirtschaftlichen Kosten ver-
bunden waren. Nicht verändert hat sich hingegen die 
Bereitschaft großer internationaler Korrespondenzbanken 
zur Wiederaufnahme von Geschäftsbeziehungen. Diese 
wird durch Risikobewertungen bestimmt, die außerhalb des 
Jemen und weitgehend außerhalb des Einflussbereichs der 
Regierung vorgenommen werden. Bleibt eine entsprechen-
de Reaktion aus, besteht die praktische Folge darin, dass 
Rücküberweisungen, humanitäre Zahlungen und Handels-
finanzierungen weiterhin in informelle Kanäle abwandern, 
die für Haushalte teurer, für Aufsichtsbehörden weniger 
transparent und umso schwieriger rückgängig zu machen 
sind, je länger sie fortbestehen.

Herausforderung 3: Neue Zahlungsinstitutio-
nen bauen auf veralteten Kapazitäten auf

Neue Zahlungssysteme versprechen schnellere und trans-
parentere Transaktionen, ihre Leistungsfähigkeit hängt 
jedoch von der Integration mit dem Kernbankensystem der 
CBY ab. Dieses System bleibt veraltet, während Defizite bei 
Netzwerken und Cybersicherheit eine verlässliche Integra-
tion zusätzlich erschweren. Übergangslösungen können die 
Einführung neuer Plattformen unterstützen, sie können 
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jedoch nicht die Automatisierung, die verlässlichen Infor-
mationen und die Belastbarkeit bereitstellen, die für einen 
dauerhaften Betrieb erforderlich sind. Die Reform des Zah-
lungsverkehrs wird unvollständig bleiben, wenn die neuen 
Plattformen Fortschritte machen, die Infrastruktur der CBY 
selbst jedoch nicht.

Diese Abhängigkeit macht eine klare Priorität deutlich. Die 
Systeme, die für den Betrieb der Zahlungsinfrastruktur 
erforderlich sind, bilden zugleich die Grundlage für die Auf-
sicht der CBY über Finanzinstitute, das Devisenmanage-
ment und die geldpolitischen Operationen. Investitionen 
sollten daher neben den neuen Plattformen auch die 
Modernisierung des Kernbankensystems, sichere Konnekti-
vität und Cybersicherheit umfassen. Andernfalls wird die 
Reform zwar die Kapazitäten des Zahlungsverkehrs aus-
weiten, ohne der Zentralbank zugleich die erforderlichen 
Kapazitäten zu deren wirksamer Beitreibung und Beauf-
sichtigung zu verschaffen.

Herausforderung 4: Reformen im Export- und 
Investitionsbereich stoßen auf Sicherheits-, 
Infrastruktur- und Finanzierungsgrenzen

Die PPP-Einheit und die in Ausarbeitung befindliche 
Exportstrategie schaffen nützliche, von der Regierung initi-
ierte Ansatzpunkte für die Förderung von Investitionen und 
Exporten, ihre Umsetzung hängt jedoch von institutionel-
len Kapazitäten, klaren Zuständigkeiten und dem Zugang 
zu  Finanzierungen ab. Sicherheitsrisiken und regionale 
Störungen schrecken Investoren ab, unterbrechen Trans-
portwege und erhöhen die Kosten des Zugangs zu externen 
Märkten. Produzenten stehen zudem vor praktischen Hür-
den in den Bereichen Zertifizierung, Rückverfolgbarkeit, 
Laborkapazitäten, Verpackung und Logistik – Herausforde-
rungen, die durch das politische Rahmenwerk allein nicht 
gelöst werden können.

Die Lücke ist hier kleiner, als sie auf den ersten Blick 
erscheint. Jemenitische Produzenten verfügen bereits über 
einen präferenziellen Zugang zu den europäischen Märk-
ten; was ihnen fehlt, sind die technischen Voraussetzungen, 
um diesen tatsächlich zu nutzen. Hier sind externe Partner 
in einer außergewöhnlich günstigen Position, um bestehen-
de Hemmnisse abzubauen, da diese fast ausschließlich in 
den Bereichen Standards, Akkreditierung und Testkapazitä-
ten liegen und nicht in kapitalintensiven Investitionen. 
Bleibt diese Herausforderung ungelöst, wird die Exportstra-
tegie zwar verabschiedet werden, anschließend jedoch 
ungenutzt bleiben. Die Regierung würde damit über ein 
Rahmenwerk verfügen, das sie nicht operationalisieren 
kann, während die Produzenten weiterhin mit denselben 
Hindernissen konfrontiert wären wie heute.

Herausforderung 5: Die Frage der Wiederauf-
nahme der Ölexporte bleibt ungelöst

Die Aussetzung der Ölexporte begrenzt weiterhin die mit-
telfristigen Perspektiven. Im Juli 2026 kündigte der Vorsit-
zende des PLC die Absicht an, die Exporte wieder aufzu-
nehmen, und die Regierung berichtete über technische, 
administrative und logistische Vorbereitungen (Saba 
20.07.2026; Saba 21.07.2026). Diese Schritte verdeutlichen 
den politischen Willen, doch die Exportinfrastruktur und 
die Schifffahrt bleiben weiterhin Angriffen der Huthis aus-
gesetzt, und die Öleinnahmen hängen von den militäri-
schen Entwicklungen vor Ort sowie von umfassenderen 
politischen Verhandlungen über die Verteilung wirtschaft-
licher Ressourcen ab. Eine Wiederaufnahme der Exporte 
bleibt daher von Sicherheits- und Governance-Bedingun-
gen abhängig und stellt keine Finanzierungsquelle dar, auf 
die die Regierung bereits heute zurückgreifen kann – genau 
deshalb kann die oben beschriebene Reformagenda nicht 
auf sie warten.
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4. Ein sich schließendes Zeitfenster: 
Schlussfolgerungen und Implikationen

Die Entwicklungen des vergangenen Jahres haben eine 
wirtschaftliche und institutionelle Ausgangslage geschaf-
fen, die sich deutlich von der zuvor bestehenden unter-
scheidet. Die Wechselkursstabilität hält inzwischen seit 
mehr als einem Jahr an. Bankhauptsitze wurden verlagert, 
und der Aufsichtsbereich der CBY hat sich erweitert. Neue 
Zahlungsinstitutionen wurden geschaffen und befinden 
sich in nationalem Eigentum. Die Zollbewertung wurde 
korrigiert, die Zentralisierung von Staatseinnahmen hat 
den Schritt von politischen Entscheidungen zur praktischen 
Umsetzung vollzogen, und ein vom IWF überwachtes Pro-
gramm macht die Reformfortschritte nun überprüfbar. 
Nichts davon war Anfang 2025 der Fall.

Vier Schlussfolgerungen ergeben sich daraus für internatio-
nale Partner: Erstens existiert nun die Reformbilanz, die 
Geber seit Langem als Voraussetzung für eine Vertiefung 
ihres Engagements genannt haben. Das SMP macht ihre 
Überprüfung zudem durch unabhängige Dritte möglich.

Zweitens haben die Reformen institutionelle Ansprechpart-
ner gestärkt – die CBY, das Finanzministerium, die PPP-
Einheit und die neuen Zahlungsverkehrsgesellschaften –, 
die Unterstützung aufnehmen und darüber Rechenschaft 
ablegen können; genau dies stellte in früheren Phasen das 
praktische Hindernis dar.

Drittens verändern einige der wirkungsvollsten Maßnah-
men die Kostenstruktur des Staates, anstatt diese lediglich 
zu subventionieren. Hierzu zählen Investitionen in die 
Umstellung der Stromerzeugung von teuren flüssigen 
Brennstoffen auf Gas und erneuerbare Energien, die Digita-
lisierung der Einnahmenerhebung und der Steuerung der 
Staatskasse sowie sichere und interoperable Zahlungssys-
teme. Solche Maßnahmen verringern dauerhaft die fiskali-
sche Belastung und die Abhängigkeit von Devisen. Lang-
fristig sind sie daher wertvoller als wiederholte Notfallfi-
nanzierungen.

Viertens, und am wichtigsten, schließt sich das Zeitfenster 
eher, als dass es sich öffnet. Die humanitäre Finanzierung 
ist seit 2019 um mehr als 80 Prozent zurückgegangen. Die 
Budgethilfe konzentriert sich auf einen einzigen Partner, 
dessen Prioritäten durch eine ihm aufgezwungene regiona-
le Konfrontation geprägt werden. Die Gehaltsrückstände 
nehmen zu. Seit August führt die Regierung zudem einen 
von den Huthis begonnenen Krieg, der finanzielle Mittel 
und politische Aufmerksamkeit bindet und damit in Kon-
kurrenz zur Reformagenda steht. Eine Regierung, die unter 

diesen Bedingungen Reformen vorangetrieben hat, 
demonstriert genau jene institutionelle Widerstandsfähig-
keit, deren Aufbau internationale Unterstützungsprogram-
me fördern sollen. Jetzt ist der Zeitpunkt, an dem diese 
Programme den größten Mehrwert entfalten können.

Es bestehen zudem Möglichkeiten, die eher als zusätzli-
ches Potenzial denn als Planungsannahme betrachtet wer-
den sollten. Veränderungen der regionalen Schifffahrtsrou-
ten könnten zusätzlichen Handelsverkehr nach Aden und 
in andere von der jemenitischen Regierung kontrollierte 
Häfen lenken, wodurch die Zolleinnahmen steigen und 
Transport- sowie Logistikaktivitäten unterstützt würden. 
Ihre Realisierung hängt jedoch von der Sicherheit und 
Kapazität der Häfen, verlässlichen Zollverfahren und einer 
funktionierenden Anbindung an das Hinterland ab. Eine 
Wiederaufnahme der Öl- und Gasexporte würde die wich-
tigste Einnahmequelle der Regierung wiederherstellen und 
fiskalischen Spielraum für den Abbau von Zahlungsrück-
ständen, den Aufbau von Reserven sowie für Programme 
der sozialen Sicherung schaffen. Keines von beidem sollte 
jedoch die Grundlage eines Finanzierungsplans bilden. Bei-
de Entwicklungen sprechen vielmehr dafür, jene institutio-
nellen Kapazitäten aufzubauen, die es dem Jemen ermög-
lichen würden, diese Chancen wirksam zu nutzen.

Der gegenteilige Fall verdient ebenso viel Aufmerksamkeit. 
Falls die Unterstützung ausbleibt, wird das wahrschein-
lichste Ergebnis keine dramatische, sondern eine schlei-
chende Umkehr sein: Reformmaßnahmen, die auf dem 
Papier bestehen bleiben, weil die zu ihrer Umsetzung erfor-
derlichen Systeme nie finanziert wurden; Institutionen, die 
formal existieren, aber nicht handlungsfähig sind; und eine 
Reformagenda, die aufgegeben wird, weil ihre sozialen 
Kosten nicht abgefedert werden konnten. Der Jemen hat 
diese Entwicklung bereits mehrfach erlebt, und jede Wie-
derholung erhöht die Kosten des nächsten Reformversuchs.

Das europäische Engagement im Jemen hat sich in den 
vergangenen Jahren zunehmend auf humanitäres Manage-
ment verengt. Dies entsprach den Realitäten einer früheren 
Phase. Heute spiegelt es jedoch nicht mehr angemessen 
wider, was jemenitische Institutionen tatsächlich leisten, 
und daran festzuhalten ist keine neutrale Entscheidung: 
Ressourcen werden weiterhin in die Bewältigung von Sym-
ptomen gelenkt, gerade in dem Moment, in dem endlich 
die Arbeit an den strukturellen Ursachen begonnen hat.
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5. Empfehlungen für europäische 
und internationale Partner

Die Stabilisierung des Jemen erfordert, dass sich nationale 
Reformen und externe Unterstützung gegenseitig verstär-
ken. Die nachfolgenden Empfehlungen sind nach dem 
erforderlichen Handlungsniveau geordnet: Die ersten drei 
können sofort auf der Grundlage bereits bestehender Inst-
rumente und Partnerschaften umgesetzt werden; die 
nächsten beiden erfordern neue Finanzierungsentscheidun-
gen; und die letzten beiden hängen von politischen und 
diplomatischen Voraussetzungen ab, deren Schaffung 
mehr Zeit in Anspruch nehmen wird. Sie zielen darauf ab, 
bereits von der Regierung eingeleitete Reformen zu stär-
ken, anhand der von der Regierung selbst gesetzten Maß-
stäbe statt anhand externer Auflagen überprüfbar zu sein 
und die Maßnahmen Saudi-Arabiens sowie der internatio-
nalen Finanzinstitutionen zu ergänzen, anstatt sie zu dupli-
zieren. Europäische und internationale Partner sollten:

Den europäischen Marktzugang in Exportchancen für 
jemenitische Produzenten umwandeln: Die Unterstützung 
sollte darauf ausgerichtet werden, die Umsetzung der 
jemenitischen Strategie zur Förderung von Agrar- und 
Fischereiexporten voranzubringen und Produzenten dabei 
zu helfen, den präferenziellen Zugang zum europäischen 
Markt tatsächlich in Exporte umzusetzen. Der Jemen profi-
tiert bereits im Rahmen der EU-Initiative Everything But 
Arms von einem zoll- und quotenfreien Marktzugang. Die 
Unterstützung sollte sich daher auf die Hindernisse kon-
zentrieren, die einer Nutzung dieses Zugangs im Wege ste-
hen: die Einhaltung gesundheitspolizeilicher und pflanzen-
schutzrechtlicher Standards, Qualitätszertifizierung, Rück-
verfolgbarkeit, akkreditierte Labore, Verpackung, Export-
verfahren und Handelslogistik. Gezielte Unterstützung für 
Fischereierzeugnisse, Agrarprodukte, Kaffee und Honig 
würde die Deviseneinnahmen erhöhen, Beschäftigung 
schaffen und die Abhängigkeit von Einnahmen aus dem 
Kohlenwasserstoffsektor verringern. Der strategische Rah-
men ist nahezu vollständig ausgearbeitet, und ein institu-
tioneller Ansprechpartner steht bereits zur Verfügung. Dies 
ist daher die am einfachsten umzusetzende Maßnahme.

Korrespondenzbankbeziehungen wiederherstellen und 
formelle Zahlungskanäle absichern: Europäische und 
internationale Partner sollten dazu beitragen, die Korres-
pondenzbankbeziehungen zwischen europäischen und 
jemenitischen Banken wiederherzustellen. Hierzu sollte ein 
strukturierter Finanzdialog eingerichtet werden, der euro-
päische Korrespondenzbanken, die CBY, jemenitische 
Geschäftsbanken und die zuständigen Aufsichtsbehörden 
zusammenbringt, um Fragen im Zusammenhang mit Sank-

tionen, der Einstufung der Huthis als Foreign Terrorist 
Organization (FTO) sowie den Compliance-Risiken für 
Rücküberweisungen, humanitäre Zahlungen und Handels-
finanzierungen zu adressieren. Dieser Dialog sollte durch 
technische Unterstützung in den Bereichen Bankenauf-
sicht, AML/CFT-Compliance, Sanktionsprüfung und Zah-
lungsverkehrsinfrastruktur begleitet werden. Die Verlage-
rung der Bankhauptsitze und die Ausweitung des Auf-
sichtsbereichs der CBY haben die jemenitische Seite dieses 
Problems bereits adressiert; eine verhältnismäßige und risi-
kobasierte europäische Reaktion würde die Transaktions-
kosten senken, Finanzströme in formellen Kanälen halten 
und die regulatorische Aufsicht stärken.

Operative Kapazitäten in den zentralen Wirtschafts- und 
Finanzinstitutionen stärken: Kurzfristige Beratung sollte 
durch die Finanzierung der operativen Systeme ergänzt 
werden, die diese Institutionen für ihre Funktionsfähigkeit 
benötigen. Zu den Prioritäten gehören die Modernisierung 
des Kernbankensystems und der IT-Infrastruktur der CBY 
sowie die Einführung eines integrierten Systems für das 
öffentliche Finanzmanagement im Finanzministerium. 
Flankiert werden sollte dies durch die Entsendung von vor 
Ort lebenden oder langfristig eingesetzten Fachkräften, die 
gemeinsam mit ihren jemenitischen Partnerinstitutionen in 
den Bereichen öffentliches Finanzmanagement, Einnah-
menverwaltung, Wirtschaftsstatistik, Bankenaufsicht und 
AML/CFT-Kontrollen arbeiten, anstatt sich auf isolierte 
Schulungsmaßnahmen oder die Bereitstellung technischer 
Systeme zu beschränken. Diese Unterstützung sollte 
bewusst komplementär ausgestaltet werden: Das Engage-
ment des IWF deckt makroökonomische Daten, Schulden-
berichterstattung und fiskalische Koordinierung ab. Den 
größten Mehrwert können europäische Institutionen in den 
Bereichen leisten, die außerhalb dieses Mandats liegen. 
Dazu zählen die Infrastruktur des Devisenmarktes, die 
Cybersicherheit des Finanzsektors sowie die Zahlungs- und 
Gehaltssysteme, von denen die Auszahlung öffentlicher 
Gehälter abhängt. Die Abstimmung mit dem IWF, der 
Weltbank und anderen Partnern sollte bereits in der Kon-
zeptionsphase ausdrücklich vorgesehen werden.

Die humanitäre Hilfe und die wirtschaftliche Erholung 
durch flexible, mehrjährige Finanzierungsinstrumente 
miteinander verbinden: Europäische und internationale 
Partner sollten dazu beitragen, die Finanzierungslücke im 
humanitären Bereich zu schließen und aufgrund fehlender 
Mittel ausgesetzte Hilfsprogramme wiederaufzunehmen. 
Priorität sollten dabei Maßnahmen in den Bereichen 
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Ernährung, Gesundheit, Wasser sowie andere lebensretten-
de Programme haben, während gleichzeitig die Finanzie-
rung von Wiederaufbau- und Entwicklungsmaßnahmen 
schrittweise im Einklang mit den Reformprioritäten der 
Regierung ausgeweitet wird. Flexible, mehrjährige Finan-
zierungsinstrumente, die kurzfristige Hilfe mit Existenzsi-
cherung, grundlegenden Dienstleistungen und lokaler wirt-
schaftlicher Erholung verknüpfen, würden Finanzierungslü-
cken verringern und einen glaubwürdigen Übergang von 
Nothilfe zu Resilienz schaffen. Entscheidend ist, dass diese 
Finanzierung nicht durch Umschichtungen aus Program-
men zur Förderung von Good Governance und institutio-
neller Resilienz erfolgt, sondern zusätzlich bereitgestellt 
wird. Der institutionelle Reflex besteht häufig darin, lang-
fristige Zusagen bei einer Verschlechterung der Lage für 
die unmittelbare Krisenreaktion umzuwidmen. Dies würde 
im vorliegenden Fall jedoch genau jene institutionelle 
Unterstützung schwächen, die dazu beiträgt, den humani-
tären Bedarf langfristig zu verringern.

Einen gemeinsamen Rahmen für die Unterstützung des 
Stromsektors schaffen: Europäische und internationale 
Partner sollten dazu beitragen, einen von der Regierung 
geführten Koordinierungsrahmen zu etablieren, der die 
Unterstützung des Stromsektors durch Saudi-Arabien, die 
Weltbank und andere Geber an gemeinsamen Prioritäten 
und messbaren Ergebnissen ausrichtet. Kurzfristig sollte 
die Unterstützung darauf abzielen, die Stromversorgung 
von Krankenhäusern, Schulen, Wasseranlagen und Notfall-
zentren sicherzustellen. Mittelfristige Finanzierungen soll-
ten eine kostengünstigere Stromerzeugung, eine verlässli-
che Brennstoffversorgung, die Instandhaltung der Netze, 
Verbrauchserfassung, Abrechnung, Gebühreneinzug und 
transparente Finanzstrukturen im Stromsektor unterstüt-
zen. Die Beendigung kostenintensiver Stromabnahmever-
träge hat bereits gezeigt, dass die Regierung bereit ist, 
gegen verfestigte Kostenstrukturen vorzugehen. Eine Ver-
knüpfung weiterer Unterstützung mit nachweisbaren Ver-
besserungen bei der Versorgungsqualität, der Effizienz und 
der finanziellen Leistungsfähigkeit des Sektors würde dar-
auf aufbauen und sicherstellen, dass Nothilfe zur struktu-
rellen Erholung beiträgt, anstatt diese lediglich zu ersetzen.

Durch koordinierte Diplomatie die sichere Wiederaufnah-
me von Öl- und Gasexporten unterstützen: Europäische 
und internationale Partner sollten ihre diplomatischen 
Bemühungen koordinieren, um die sicherheitspolitischen, 
politischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine 
sichere Wiederaufnahme der Öl- und Gasförderung sowie 
der Exporte zu fördern. Flankiert werden sollte dies durch 
technische Unterstützung bei der Bewertung der Infrastruk-
tur, der operativen Einsatzbereitschaft und der transparen-
ten Verwaltung künftiger Einnahmen. Die Wiederaufnahme 
der Exporte würde der Regierung jene fiskalischen Einnah-
men und Devisenzuflüsse verschaffen, die ihr derzeit feh-
len, den Druck auf die Zahlungsbilanz verringern und die 
reformhemmende Abhängigkeit von externer Budgethilfe 
reduzieren. Die notwendigen Governance-Regelungen soll-
ten bereits jetzt vorbereitet werden, damit künftige Einnah-

men im Falle einer Wiederaufnahme der Exporte zur Stär-
kung der Resilienz beitragen, anstatt jene fiskalischen 
Strukturen wiederherzustellen, die vor der Aussetzung der 
Exporte bestanden. 

Eine geordnete Strategie zum Umgang mit externen 
Zahlungsrückständen und Schulden unterstützen: Euro-
päische und internationale Partner sollten die Regierung 
dabei unterstützen, ihre Auslandsschulden und Zahlungs-
rückstände abzugleichen, zu validieren und rechtlich zu 
überprüfen, bevor substanzielle Verhandlungen mit Gläubi-
gern beginnen. Bei Zahlungsrückständen in Höhe von 8,3 
Prozent des BIP, die sich auf eine kleine Zahl von Gläubi-
gern konzentrieren, und angesichts der Tatsache, dass die 
Verpflichtungen gegenüber der IDA während des gesamten 
Konflikts weiterhin bedient wurden, sind die Voraussetzun-
gen für einen glaubwürdigen Prozess vorhanden. Sobald 
eine verifizierte Schuldendokumentation und eine belast-
bare Reformbilanz vorliegen, sollten die Mitglieder des 
Pariser Clubs und andere relevante Gläubiger gemeinsam 
Optionen für den Umgang mit Zahlungsrückständen, 
Umschuldungen oder andere geeignete Entlastungsmaß-
nahmen prüfen. Dies sollte in enger Abstimmung mit den 
internationalen Finanzinstitutionen erfolgen und so ausge-
staltet werden, dass der Zugang des Jemen zu konzessio-
närer Finanzierung erhalten bleibt. Ein geordneter Prozess 
würde den künftigen Schuldendienst verringern, rechtliche 
und finanzielle Risiken begrenzen und eine tragfähige 
Beziehung zu den externen Gläubigern wiederherstellen.
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